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Preußiſche Gejekjammlung 


1940 | Ausgegeben zu Berlin, den 27. Sanuar 1940 Nr. 1 


Tag Inhalt: Seite 
30. 12. 39. Dreißigſte Verordnung über Wohnſie dlungsge biete CR 1 


10, 1. 40. Zweite Verordnung zur Durchführung der Verordnung über den Verkehr mit Tabakerzeugniſſen 
(Konzeſſionsverordnung) in den in das Land Preußen eingegliederten ſudetendeutſchen Gebietsteilen 3 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnunge nn 6 
Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten 
Erlaſſe, Urkunden üſpp :: 8 6 


(Nr. 14511.) Dreißigſte Verordnung über Wohnſiedlungsgebiete. Vom 30. Dezember 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten vom 22. Sep⸗ 
tember 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 659) $$ 1 und 14 wird folgendes beſtimmt: 
A. Zu Wohnſiedlungsgebieten im Sinne des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohnſied⸗ 
lungsgebieten vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 659) werden erklärt: 
aus dem Regierungsbezirk Oppeln und zwar 
1. aus dem Landkreis Coſel 
die Gemeinden: 
Stadt Coſel mit Vorſtadt Rogau, Fiſcherei, Werftweiler, Oderſchlenke 
Heydebreck O. S. 
Klodnitz mit Waldfrieden 
Kobelwitz 
Neumannshöh 
Reinſchdorf 
Waldbrücken 
2. aus dem Landkreis Groß Strehlitz 
die Gemeinden: 
Annatal 
Bergſtadt, Stadt mit Freidorf 
Buchenhöh 
Frauenfeld 
Gogolin mit Unterwalden, Gogolin III 
Groß Strehlitz, Stadt mit Adamowitz, Sucholohna, Mokrolohna 
Heuerſtein 
Karlshorſt O. ©. 
Mariengrund 
Neudorf 
Oderhöh 
Odertal O. S. mit Salzfähre 
Ottmuth 
Sankt Annaberg mit Hohenkirch (Oberſchleſien) 


3. aus dem Landkreis Neuſtadt O. S. 
die Gemeinden: 
Stöblau und Teichgrund 
Geſetzſammlung 1940 (14 511—14 512). 
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4. aus dem Landkreis Oppeln r 
die Gemeinden: 
Bolto 
Dechantsdorf 
Döbern (Sberſchleſ.) mit Kolonie Ehrenfeld 
Ehrenfeld mit Kolonie Ehrenfeld 
Erlental O. S. : 
Frauendorf mit Erlengrund 
Friedrichsfelde ee 
Groß Kochen 
Groſchowitz mit An der alten Oder 
Gruden 
Hinterwaſſer 
Hitlerſee 
Hopfental 
Kleinberg 
Klein Kochen mit Neuwieſe O. S. 
Kloſterbrück 
Königshuld 
Malapane 
Malsdorf 
Mühlenbach O. S. 
Rothhaus 
Turawa mit Kolonie Turawa 
Tempelhof 
Thielsdorf 
Vogtsdorf 
Winau 
Rogau 
Oderwieſe 
Krappitz, Stadt 
5. der Stadtkreis Oppeln mit Halbendorf, Stefanshöh, Sakrau 
6. der Stadtkreis Ratibor mit Ratibor⸗Schloß Neuland, Ratibor Süd 


7. aus dem Landkreis Ratibor 
die Gemeinden: 


Ober Ottitz 
Trachkirch. 


B. Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. Januar 1940 in Kraft. 
Berlin, den 30. Dezember 1939. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Arbeitsminiſter. 


In Vertretung: 


Syrup. 
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(Nr. 14512.) Zweite Verordnung zur Durchführung der Verordnung über den Verkehr mit Tabak⸗ 
erzeugniſſen (Konzeſſionsverordnung) in den in das Land Preußen eingegliederten ſudeten⸗ 
deutſchen Gebietsteilen. Vom 10. Januar 1940. 

Auf Grund des § 6 der Verordnung über den Verkehr mit Tabakerzeugniſſen in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten (Konzeſſionsverordnung) vom 21. Februar 1939 (Verordnungsbl. f. d. ſudetendt. 
Geb. S. 345) in Verbindung mit der Verordnung über die Aufrechterhaltung der ſudetendeutſchen 
Konzeſſionsverordnung für den Tabakwarenhandel in den in die Länder Preußen und Bayern ein⸗ 
gegliederten Gebietsteilen vom 24. Juni 1939 (Geſetzſamml. S. 86) wird mit Zuſtimmung des 
Reichsminiſters der Finanzen, des Reichsminiſters des Innern und des Reichskommiſſars für die 
Preisbildung verordnet: 


I. Teil. 
Einzelhandel mit Tabakwaren. 


§ 1. 
Bedürfnis. 

Die Erlaubnis zum Einzelhandel mit Tabakwaren ($ 2 des Tabakſteuergeſetzes in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 4. April 1939 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 721 —) darf nur erteilt werden, wenn 
ein gegenwärtiges und nicht nur vorübergehendes Bedürfnis nachgewieſen wird. Hierbei ſind Zahl, 
Art, örtliche Lage, gegenſeitige Entfernung der Verkaufsſtellen, die Dichte der Bevölkerung und die 
Erforderniſſe des Orts⸗ und Fremdenverkehrs zu prüfen. : 

Bei einem nur vorübergehenden Bedürfnis (Meſſen, Märkte, Ausſtellungen, Großveranſtal⸗ 
tungen und dergl.) kann ausnahmsweiſe eine Erlaubnis auf Zeit oder Widerruf erteilt werden. 


§ 2. 
Zuverläſſigkeit und Eignung. 
Wird ein Bedürfnis nachgewieſen, ſo iſt die Erlaubnis nur zu verſagen, wenn der Antrag⸗ 
ſteller ' 
1. die für den Einzelhandel mit Tabakwaren erforderliche Zuverläſſigkeit nicht beſitzt oder 
2. die für den Gewerbebetrieb erforderliche fachliche und kaufmänniſche Eignung nicht nach⸗ 
weiſt. > 
83. 
Inhalt und Umfang der Erlaubnis. 

Die Erlaubnis berechtigt zum Handel mit Tabakwaren und den üblichen Zubehörwaren; 
daneben iſt der Verkauf von Zeitungen, Zeitſchriften, amtlichen Wertzeichen und in beſchränktem 
Umfang von Papierwaren u. dgl. geſtattet. e 

Die Erlaubnis darf weder auf Zeit noch auf Widerruf erteilt werden, ſoweit dieſe Ver⸗ 
ordnung nicht Ausnahmen zuläßt. 

Die Erlaubnis wird nur für den Betrieb einer der Lage nach beſtimmten Facheinzelhandels⸗ 

verkaufsſtelle erteilt; in beſonderen Fällen kann dem Inhaber einer Erlaubnis noch eine zweite Er⸗ 
laubnis erteilt werden. 
Wenn beſondere örtliche Verhältniſſe es erfordern, kann die Erlaubnis, abweichend von Abſ. 3, 
dem Inhaber der Verkaufsſtelle eines anderen Einzelhandelszweigs oder einer Gaſt⸗ oder Schank⸗ 
wirtſchaft, Kantine o. dgl. (S 3 Abſ. 2 der I. Durchführungsverordnung zur Konzeſſionsverordnung 
vom 21. Februar 1939, Verordnungsbl. f. d. ſudetendt. Geb. S. 347) erteilt werden; den Inhabern 
von Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaften, Kantinen o. dgl. darf die Erlaubnis jedoch nur erteilt werden, 
wenn eine geeignete Einzelhandelsverkaufsſtelle nicht vorhanden iſt. In dieſen Fällen iſt die En 
laubnis zu befriſten. nd 
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§ 4. 
Erlöſchen, Verzicht. 
Die Erlaubnis erliſcht, wenn der Inhaber den Gewerbebetrieb nicht innerhalb ſechs Monaten 
nach Erteilung der Erlaubnis beginnt. Sie erliſcht ferner, wenn der Inhaber ſeinen Gewerbebetrieb 
ſeit einem Jahr nicht mehr ausgeübt hat. 


Der Inhaber kann jederzeit durch Erklärung gegenüber der Stelle, die die Erlaubnis exteilt 
hat, auf die Erlaubnis verzichten. 


$ 5. 
Stellvertretung. 
Die Ausübung des Einzelhandels mit Tabakwaren durch einen Stellvertreter iſt nur mit be- 


ſonderer Erlaubnis (Stellvertretererlaubnis) der zur Erteilung der Erlaubnis zum Einzelhandel zu⸗ 
ſtändigen Behörde geſtattet. 


Die Stellvertretererlaubnis wird nur für einen beſtimmten Stellvertreter erteilt. Die §§ 2 
bis 4 gelten entſprechend. Die Erlaubnis kann unter Auflagen oder Bedingungen erteilt werden. 
Die Stellvertretererlaubnis darf ferner nur erteilt werden, wenn 


1. nach Erteilung der Erlaubnis zum Einzelhandel Umſtände eingetreten ſind, die den In⸗ 
haber unverſchuldeterweiſe hindern, das Gewerbe perſönlich auszuüben, oder 


2. der Betrieb nach dem Ableben des Inhabers von ſeiner Witwe während ihres Witwen⸗ 
ſtandes oder für ſeine minderjährigen Erben oder bis zur Beendigung einer Nachlaßaus⸗ 
einanderſetzung fortgeführt werden ſoll. 


§ 6. 
Zurücknahme der Erlaubnis. 

Die Erlaubnis zum Einzelhandel mit Tabakwaren oder die Stellvertretererlaubnis muß von 
der für die Erlaubniserteilung zuſtändigen Behörde zurückgenommen werden, wenn der Inhaber ſie 
vorſätzlich durch unrichtige Angaben erwirkt hat. 

Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden: 
1. wenn der Inhaber oder ſein Stellvertreter Auflagen nicht vollzieht, 
2. wenn der Inhaber den Gewerbebetrieb ohne Erlaubnis durch einen Stellvertreter führen 
läßt, 
3. wenn der Gewerbebetrieb ohne Erlaubnis verlegt wird. 


§ 7. 
Bezug vom Großhändler. = 
Einzelhändler find von der für die Erteilung der Erlaubnis zuſtändigen Behörde einem be- 


ſtimmten Großhändler zum Bezug der Tabakwaren zuzuweiſen. Dabei iſt auf die Verkehrslage Rück⸗ 
ſicht zu nehmen. 


§ 8. 
Verkauf in Gaſtſtätten. 
Inhaber von Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, Kantinen o. dgl. dürfen Tabakwaren, ſoweit 
ihnen nicht gemäß § 3 Abſ. 4 die Erlaubnis zum Einzelhandel erteilt iſt, nur an Gäſte abgeben; 


Zigarren dürfen nur ſtückweiſe, Zigaretten nur in den handelsüblichen Kleinpackungen zum Ver⸗ 
vrauch an Ort und Stelle verkauft werden. 
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II. Teil. 
Großhandel mit Tabakwaren. 
§ 9. 
Die §§ 1 bis 6 gelten für den Großhandel mit Tabakwaren ſinngemäß mit der Maßgabe, daß 
1. die Erlaubnis zum Großhandel in beſtimmten Bezirken (Stadt⸗ oder Landkreiſen) 
berechtigt, 0 
2. eine zweite Erlaubnis ($ 3 Abſ. 3, 2. Halbſatz) nicht erteilt wird. 


III. Teil. 

Verfahren. 

SAO 
Zuſtändigkeit. 

Über den Antrag auf Erteilung der Erlaubnis zum Einzelhandel mit Tabakwaren entſcheidet 
der Landrat, über den Antrag auf Erteilung der Erlaubnis zum Großhandel entſcheidet der Regie— 
rungspräſident; in Stadtkreiſen entſcheidet in beiden Fällen der Oberbürgermeiſter. 

Vor der Erteilung oder Zurücknahme der Erlaubnis zum Einzelhandel iſt das für den Betriebs— 
ort zuſtändige Hauptzollamt und die Fachgruppe Tabak der Wirtſchaftsgruppe Einzelhandel, vor der 
Erteilung oder Zurücknahme der Erlaubnis zum Großhandel der zuſtändige Oberfinanzpräſident und 
die Fachgruppe Tabak der Wirtſchaftsgruppe Groß-, Eine und Ausfuhrhandel, in beiden Fällen 
außerdem die zuſtändige Induſtrie- und Handelskammer zu hören. Dasſelbe gilt bei der Erteilung 
oder Zurücknahme der Stellvertretererlaubnis. 

§ 11. 
Formvorſchriften. 

Jede Entſcheidung auf Grund dieſer Verordnung muß ſchriftlich ergehen und zugeſtellt werden. 
Sie muß, ſofern eine Erlaubnis verſagt oder nur unter Auflagen oder Bedingungen erteilt wird, oder 
ſofern eine Erlaubnis zurückgenommen wird, begründet werden. Sie ſoll eine Rechtsmittelbelehrung 
enthalten. 

$ 12. N 
Rechtsmittel. 

Gegen die Entſcheidung iſt innerhalb zwei Wochen ſeit der Zuſtellung die Beſchwerde zuläſſig. 
Sie ſteht in den Fällen, in denen eine Erlaubnis erteilt wird, auch der zuſtändigen Fachgruppe Tabak 
der Wirtſchaftsgruppe Groß⸗, Ein⸗ und Ausfuhrhandel oder Einzelhandel zu. Über ſie entſcheidet in 
Einzelhandelsſachen der Regierungspräſident, in Großhandelsſachen der Wirtſchaftsminiſter. 


§ 13. 
Anzeigepflicht. 
: Der Inhaber einer Erlaubnis hat binnen einer Woche der Behörde, die die Erlaubnis erteilt 
hat, anzuzeigen, daß er ſeinen Betrieb begonnen hat oder nicht mehr ausübt. 
= § 14. 
ps Inkrafttreten. 
Dieſe Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 10. Januar 1940. : 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Wirtſchaftsminiſter. 


In Vertretung: 
Landfried. 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(8 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 
Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 297 vom 19. Dezember 1939 iſt 
eine von dem Miniſter des Innern erlaſſene viehſeuchenpolizeiliche Anordnung vom 16. Dezember 1939 


über die Bekämpfung der Maul⸗ und Klauenſeuͤche veröffenklicht worden, die mit dem Tage ihrer Ver⸗ 
öffentlichung in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 8. Januar 1940. 
Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium des Innern. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzamml. S. 357) find bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Auguſt 1939 
über die Genehmigung zur Anderung der Satzung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Stück 47 S. 341, ausgegeben am 25. November 1939; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. September 1939 


über die Genehmigung der neuen Faſſung der Satzung der Stadtſchaft für Niederſachſen 
in Hannover 


durch Sonderbeilage zum Amtsblatt derRegierungHannoverStück43 ausgegeben am 28. Oktober 1939; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. November 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus — Luft- 
waffe —) für den Bau einer Kaſerne in der Gemarkung Preſter 


durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Stück51 S. 208, ausgegeben am 23. Dezember 1939; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. November 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus — Polizei⸗ 
verwaltung —) für die Erweiterung der Polizeidirektion in Suhl 


durch das Amtsblatt der Regierung in Erfurt Stück 48 S. 135, ausgegeben am 2. Dezember 1939; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. November 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die NS.⸗Volkswohlfahrt e. V. in Berlin 
zur Anlage eines Kindergartens nebſt Nebenanlagen in Brehme 


durch das Amtsblatt der Regierung in Erfurt Stück 48 S. 135, ausgegeben am 2. Dezember 1939; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. November 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Waſſerwerk für das nördliche weſt⸗ 
fäliſche Kohlenrevier in Gelſenkirchen zum Bau einer Waſſerleitung von Eſſen⸗Freiſen⸗ 
bruch nach Gelſenkirchen-Rotthauſen in den Gemarkungen Freiſenbruch, Leithe (Stadt 
Eſſen) und Rotthauſen (Stadt Gelſenkirchen) 

durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Stück 50 S. 207, ausgegeben am 16. Dezember 1939; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. November 1939 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an Gemeinde Rhede zur Anlage eines Sport⸗ 

platzes 3 : = 
durch das Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr. 51 S. 120, ausgegeben am 23. Dezember 1939; 


8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Dezember 1939 


über die Verleihung des Enteigungsrechts an die Stadtgemeinde Braunsberg zur Anlage 
eines Schulſportplatzes 


durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg(Pr) Stück 1 S. 1, ausgegeben am 6. Januar 1940; 
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9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Dezember 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Waſſerwerk für das nördliche weſtfäliſche 
Kohlenrevier in Gelſenkirchen zum Bau einer Waſſerleitung von Langendreer-Holz (Stadt 
Bochum⸗Langendreer) nach Pöppinghauſen (Stadt Caſtrop⸗Rauxel) ſowie einer hiervon 
abzweigenden Leitung von Lütgendortmund⸗Holte zum Hochbehälter Lütgendortmund (Stadt 
Dortmund) in den Gemarkungen Langendreer, Werne, Gerthe, Lütgendortmund, Holte, 
Bövinghauſen⸗L., Bövinghauſen, Obercaſtrop, Behringhauſen, Caſtrop, Bladenhorſt und 
Pöppinghauſen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Stück 1 S. 1, ausgegeben am 6. Januar 1940; 


10. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Dezember 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Inſterburg zur Erweiterung 
des Flußbads 


durch das Amtsblatt der Regierung in Gumbinnen Stück 2 S. 3, ausgegeben am 13. Januar 1940; 


11. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Dezember 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Stendal zur Anlage eines 
Schwimmbads und eines Sport- und Spielplatzes 


durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Stück 2 S. 4, ausgegeben am 13. Januar 1940. 
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